
Auszug aus der Schulbesuchsverordnung für Baden-Württemberg 

§1 Teilnahmepflicht 

(1) Jeder Schüler ist verpflichtet, den Unterricht und die übrigen verbindlichen 

Veranstaltungen der Schule regelmäßig und ordnungsgemäß zu besuchen und 

die Schulordnung einzuhalten. Bei minderjährigen Schülern haben die 

Erziehungsberechtigten und diejenigen, denen Erziehung oder Pflege eines 

Kindes anvertraut ist […] dafür zu sorgen, dass die Schüler diesen 

Verpflichtungen Folge leisten. 

(2) … 

§2 Verhinderung der Teilnahme 

(1) Ist ein Schüler aus zwingenden Gründen (z. B. Krankheit) am Schulbesuch 

verhindert, ist dies der Schule unter Angabe des Grundes und der 

voraussichtlichen Dauer der Verhinderung unverzüglich mitzuteilen 

(Entschuldigungspflicht). Entschuldigungspflichtig sind für minderjährige 

Schüler die Erziehungsberechtigten und diejenigen, denen Erziehung oder 

Pflege eines Kindes anvertraut ist, volljährige Schüler für sich selbst. Die 

Entschuldigungspflicht ist spätestens am zweiten Tag der Verhinderung 

mündlich, fernmündlich, elektronisch oder schriftlich zu erfüllen. Im Falle 

elektronischer oder fernmündlicher Verständigung der Schule ist die 

schriftliche Mitteilung binnen drei Tagen nachzureichen. 

(2) … 

§ 3 Befreiung vom Unterricht in einzelnen Fällen … 

(1) Schüler werden vom Sportunterricht teilweise oder ganz befreit, wenn es ihr 

Gesundheitszustand erfordert. Von der Teilnahme am Unterricht in einzelnen 

anderen Fächern oder von sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen 

können Schüler nur in besonders begründeten Ausnahmefällen 

vorübergehend oder dauernd ganz oder teilweise befreit werden … 

(2) Befreiung wird nur auf rechtzeitigen Antrag gewährt. Für minderjährige 

Schüler können Anträge schriftlich von den Erziehungsberechtigten, für 

volljährige Schüler von diesen selbst gestellt werden. In dringenden Fällen 

können auch minderjährige Schüler mündliche Anträge auf Befreiung stellen. 

Eines schriftlichen Antrages bedarf es ferner nicht, wenn eine Erkrankung oder 

körperliche Beeinträchtigung des Schülers die Teilnahme am Unterricht oder 

den sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen offensichtlich nicht zulässt. 

(3) Der Antrag auf Befreiung ist zu begründen. Werden gesundheitliche Gründe 

geltend gemacht, ist für Befreiung bis zu sechs Monaten ein ärztliches Zeugnis 

vorzulegen. Bei längeren oder auffällig häufigen Erkrankungen gilt § 2 Abs. 2 

Satz 3 entsprechend. Im Fall des Absatzes 2 Satz 4 ist ein ärztliches Zeugnis 

nicht vorzulegen. Die Befreiung wird jeweils längstens für die Dauer eines 

Schuljahres ausgesprochen und kann mit Auflagen verbunden werden. 

(4) Über die Befreiung von einer Unterrichtsstunde sowie in den Fällen des 

Absatzes 2 Satz 4 entscheidet der Fachlehrer, von einer sonstigen 

verbindlichen Schulveranstaltung der Klassenlehrer. In den übrigen Fällen 

entscheidet über Befreiungen der Schulleiter. 

§ 4 Beurlaubung 

(1) Eine Beurlaubung vom Besuch der Schule ist lediglich in besonders 

begründeten Ausnahmefällen und nur auf rechtzeitigen schriftlichen Antrag 

möglich. Der Antrag ist vom Erziehungsberechtigten, bei volljährigen Schülern 

von diesen selbst zu stellen. 

(2) Als Beurlaubungsgründe werden anerkannt: 

1. Kirchliche Veranstaltungen nach Nr. I der Anlage … 

2. Gedenktage oder Veranstaltungen von Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaften nach Nr. II-VI der Anlage. … 

 

(3) Als Beurlaubungsgründe können außerdem insbesondere anerkannt werden: 

1. Heilkuren oder Erholungsaufenthalte … 

2. Teilnahme am internationalen Schüleraustausch … 

3. … 

… 

9. wichtiger persönlicher Grund; als wichtiger persönlicher Grund gelten 

insbesondere Eheschließung der Geschwister, Hochzeitsjubiläen der 

Erziehungsberechtigten, Todesfall in der Familie, … 

(4) Für das Fernbleiben der Schüler vom Unterricht aufgrund einer Beurlaubung 

tragen die Erziehungsberechtigten, volljährige Schüler für sich selbst, die 

Verantwortung. Die Schulen beraten erforderlichenfalls die Erziehungs-

berechtigten und den Schüler über die Auswirkungen der beantragten 

Beurlaubung. Die Beurlaubung kann davon abhängig gemacht werden, dass 

der versäumte Unterricht ganz oder teilweise nachgeholt wird. 

(5) Zuständig für die Entscheidung über Beurlaubung ist in den Fällen des Absatzes 

2 sowie bis zu zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Unterrichtstagen in den 

Fällen des Absatzes 3 der Klassenlehrer, in den übrigen Fällen der Schulleiter. 

 

Die komplette Verordnung mit Anlage ist im Internet abrufbar, z.B. über die Suche nach 

den Begriffen bw landesrecht schulbesuchsverordnung. 


